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Betrifft: Genehmigung des Bebauungsplanes der Stadt—Gemeinde Herzebrock
Ortsteil - Nr. 210 für das Gebiet

. "Weißes Yenn"
/ Anlg. : 2 Bebauungspläne */ \

1 Hefte-Unterlagen ^ J faiy /fc?
1 Verfügungsdurchschrift für den Oberkreisdirektor

Obengenannter Bebauungsplan wird gemäß § 11 des BBauG vom 23.6.1960 
(BGBl. I S. 341) hiermit genehmigt. Die Genehmigung wird mit fol­
gender Auflage erteilt:

Auflagen s. bes. Beiblatt!

Hinweise: (Bekanntmachung der Hinweise ist nicht erforderlich)

1. Die Genehmigung ist ortsüblich bekanntzumachen. Zur Vervollständigung 
meiner Unterlagen ist mir eine Durchschrift der Bekanntmachung zuzuleiten.

2. Die 2. Ausfertigung des Bebauungsplanes einschließlich des Textes und der 
Begründung habe ich zu meinem Dienstgebrauch entnommen.

3. ' Durch den Bebauungsplan kann die Bauordnung für das Land NW -Landesbau­
ordnung- in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. 1. 197 0 (GV. NW. S. 96) 
nicht aufgehoben werden. Falls daher die §§ 7 u. 8 BauO NW für Baueinzel­
vorhaben zum Zuge kommen, haben diese Vorrang vor dem Ortsbaurecht.
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Beiblatt zur Geneluiiigungsverfügung vom 8, März 1976, Bebauungs­
plan Br, 210 "'Weißes 7enn!! der Gemeinde Herzebrock.

Auflagen:

1. Der gesamte Planbereich östlich der Straße "Weißes Wenn’1 wird 
von der Genehmigung ausgenommen,

Begründung:
Der Bebauungsplan Hr, 210 führt in 'Teilbereichen nicht zu einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung, da die Überplanung des 
großen Holzbearbeitungsbetriebes Piening nicht zu seiner Still­
legung führt. Der Betrieb hat BeStandsschütz, so daß wechselsei­
tige Störungen der nach dem Plan möglichen verschiedenen Nutzungen 
nicht auszuschließen sind.

Nach dem Gern. Rd.Erl. des Innenministers, des Ministers für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales und des Ministers für Wirtschaft, Mittel­
stand und Verkehr vom 3.2,1974 (SMB1. NW 2311) ist bei der Schaffung
neuer Nutzungsrechte, insbesondere Baurechte durch Ausweisung von 
Baugebieten, nach dem Prioritätsgrundsatz auf bestehende Nutzungs­
rechte Rücksicht zu nehmen. Eine Uberplanung des Betriebes ohne eine 
gleichzeitige Sanierung des Bereichs verstößt daher gegen wesent­
liche Belange des vorbeugenden Immissionsschutzes.

Das eingeholte Schallgutachten des Dipl.-Ing, Manfred Bonk erfaßt 
nur die derzeitige Betriebssituation, Der Gutachter legt eine ein­
schichtige Betriebsweise zugrunde und empfiehlt aufgrund der er­
mittelten lärmpegelwerte in Betriebsnahe die Bestlegung eines all­
gemeinen Wohngebietes,

Die Eestlegung des derzeitigen Betriebsablaufes berücksichtigt 
nicht die realen Bedürfnisse der Wirtschaft. Der Betrieb kann ohne 
besondere Genehmigung auch zwei- oder dreischichtig arbeiten. Dies 
ist bei der Abwägung dieser Belange zu berücksichtigen.

Die Planfestsetzungen lassen zwischen der WA- und Wü-Ausweisung 
keine Unterschiede erkennen, so daß der WA-Bereich nach einer Be­
bauung reinen Wohngebietscharakter haben wird.
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Das Gutachten zeigt aufgrund dieser Mängel keine Möglichiceu-
auf, um die öffentlichen und privaten B 
untereinander gerecht abwägen zu können. Darüber hinaus ist da 
Gutachten nicht der Landesanstalt für Ixmnissions- und Boden­
nutzungsschutz in Essen zur Prüfung vor 
dies das Staatl, Gewerbeaufsichtsamt gefordert hai

ange gegeneinander und

egt worden, obwohl


